
Münchner
Stadtgespräche

ANTI-aTOM-BEWEGUNG

25 Jahre Umweltinstitut 
München

ENERGIEPOLITIK

Ausstieg beschlossen. 		
Ist das genug?

UNVERGESSEN

Als die Wolke nach 
Bayern kam 

Tschernobyl 

www.muenchner-stadtgespraeche.deNr. 59/60 Juli 2011

Fukushima 
Es bleibt viel zu tun!



aus dem referat für gesundheit und umweltdie seite zwei 2

Den Schutz des amazonischen Re-
genwaldes lokal vermitteln, das ist 
eines der zentralen Anliegen, wel-

ches München mit der Klimapartnerschaft 
mit dem indigenen Volk der AshÆninka im 
peruanischen Regenwald verbindet. Wie 
bedroht und zerstört der Regenwald in Peru 
bereits ist, machte Teddy Sinacay TomÆs, 
Vertreter der AshÆninka, bei seinem Besuch 
im Mai in erschreckender Weise deutlich. 

�Wir leben in einem bereits zerstörten Teil 
des Regenwaldes. Früher war es möglich 
vom Wald zu leben. Mittlerweile müssen 
zunehmend mehr Menschen am Rande der 
Städte ihren Lebensunterhalt verdienen�, 

schilderte Sinacay die aktuelle Situation. Ro-
dung des Regenwaldes, Erdölförderung ver-
bunden mit massiver Umweltverschmutzung 
sowie die deutlich spürbaren Auswirkungen 
des Klimawandels � Überschwemmungen 
und Trockenheit � sind die wesentlichen 
Probleme. 

Südamerika hat mit knapp 50 Prozent 
weltweit den größten Anteil am gesam-
ten Regenwaldbestand. Der amazonische 
Regenwald ist das mit Abstand größte zu-
sammenhängende Regenwaldgebiet welt-
weit. Derzeit rechnet man in Lateinamerika 
mit einer Zerstörung des Primärwaldes von 
43.000 km† pro Jahr, hauptsächlich im Ama-

zonasbecken, das entspricht ca. einer Fläche 
halb so groß wie Bayern. Zudem be�nden 
sich die Konzessionsgebiete für die Erdölex-
ploration und -förderung zu 90 Prozent auf 
den Territorien indigener Völker.

Sinacay nutzte seinen Aufenthalt, um die 
Presse, die Öffentlichkeit und die internati-
onale Konferenz des Klima-Bündnis darüber 
zu informieren, wie bedeutsam der Schutz 
und Erhalt des Regenwaldes als Lebens-
raum für indigene Völker ist. Darüber hinaus 
hat er an Schulen und Kindertagesstätten 
anschaulich und unmittelbar Kindern und 
Jugendlichen das Leben und die Probleme 
der Menschen im Regenwald und die mas-
siven Auswirkungen des Klimawandels ge-
schildert. Er machte deutlich, wie wichtig es 
ist sich gemeinsam zu engagieren und auf 
lokaler Ebene zu handeln.

Tipp: Im April 2011 ist die Broschüre �Vom 
frechen Affen und anderen Brüdern � Er-
zählungen und Weisheiten aus dem perua-
nischen Regenwald� erschienen. Gemein-
same Herausgeber sind das Nord Süd Forum 
München e.V. und das Referat für Gesund-
heit und Umwelt. Sie kann beim Nord Süd 
Forum abgeholt oder über die Fachstelle 
Eine Welt bezogen werden.

Links: www.muenchen.de/Rathaus/rgu/
projekte/86109/index.html
www.klimabuendnis.org
www.nordsuedforum.de/nosfo/home/
index.shtml

Text: Sylvia Baringer

Fotos: Francien Garritsen, Sylvia Baringer

Referat für Gesundheit und Umwelt

Regenwald schützen - 

Die Eine Welt Arbeit in München hat ein neues Gesicht bekommen. 
Heinz Schulze, der über Jahre die kommunale Eine Welt Arbeit ent-
scheidend geprägt und mit hohem Engagement vorangetrieben hat, 
ist in Rente. Er hat große Fußabdrücke hinterlassen. Die Nachfolge, 
als städtische Stelle konzipiert, hat Sylvia Baringer angetreten.
Im Rahmen der internationalen Entwicklungszusammenarbeit war 
sie von 2005 bis 2009 in Mexiko tätig. 

Darüber hinaus hat sie sich seit Anfang der 90-er Jahre u.a. über 
ihre Arbeit mit Flüchtlingen bei der Landeshauptstadt München und 
als Geschäftsleitung des Dolmetscher-Projekts des Bayerischen 
Zentrums für Transkulturelle Medizin e.V. hohe interkulturelle 
Kompetenz erworben. In ihrer neuen Funktion stehen die sozial-

ethische Beschaffung, die  
Projektpartnerschaft Mün-
chen � AshÆninka (siehe 
Artikel) sowie Bildungsar-
beit im Bereich des globa-
len Lernens im Mittelpunkt. 
Die Stelle hat auch einen 
neuen Namen: Fachstelle 
Eine Welt.

Kontakt: Referat für Gesundheit und Umwelt, Fachstelle Eine 
Welt, Bayerstr. 28 a, 80335 München. Tel.: 089-233-47561, Fax: 
089-233-47508, einewelt.rgu@muenchen.de

Fachstelle Eine Welt im Referat für Gesundheit und Umwelt

Partnerschaft leben 
Ein Vertreter der AshÆninka zu Besuch in München
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Nach der Reaktorkatastrophe von Tschernobyl vor 25 Jahren gründeten engagierte Münch-
ner Bürgerinnen und Bürger zusammen mit kritischen Wissenschaftlern das Umweltinstitut 
München. Als Antwort auf die unbefriedigende Informationspolitik vor allem der Bayerischen 
Staatsregierung sorgte das Institut für unabhängige Aufklärung zur radioaktiven Belastung 
von Lebensmitteln und der Umwelt. Gleichzeitig gab das Institut Verhaltensempfehlungen, 
besonders für die vielen besorgten Eltern. Schon im ersten Jahr hatte das Umweltinstitut 
München Erfolg mit der Forderung, den verstrahlten Sand auf Spielplätzen auszuwechseln. 

Heute zählt der Verein zu den wichtigsten Umweltschutzorganisationen Bayerns. Die Ge-
schichte des Umweltinstituts liest sich wie die Liste der Umwelt-Themen der letzten 25 Jahre: 
Energieeinsparung und Ef�zienzsteigerung, Innenraumschadstoffe wie Asbest, Formaldehyd 
oder Holzschutzmittel, Gentechnik in Lebensmitteln, Mobilfunkstrahlung, Ozonbelastung, Agroindustrie und Ökolandbau. Und natürlich das 
Startthema: Radioaktivität, Strahlenschutz und Atompolitik. Die Forderung nach dem endgültigen Atomausstieg kennzeichnet das Umwel-
tinstitut München seit 25 Jahren. Dabei hätten wir uns natürlich alle gewünscht, dass es nicht erst einer weiteren Katastrophe wie im 
japanischen Fukushima bedurfte, um endlich die Kehrtwende der schwarz-gelben Energiepolitik anzustoßen. 

Bürgerschaftliches Engagement im Umweltbereich erfordert einen langen Atem und Rückschläge gehören zum Alltag. Erfolge dagegen sind 
oft schnell zum Allgemeingut erklärt und die Initiatoren werden selten gewürdigt. Das Umweltinstitut München ist eine der Einrichtungen, 
die München als Stadt der Nachhaltigkeit auszeichnen und unverwechselbar machen. Dafür sage ich meinen ausdrücklichen Dank und wün-
sche dem Umweltinstitut München auch für die Zukunft alles Gute und viel Erfolg beim Einsatz für unsere Umwelt.

Christian Ude 
Oberbürgermeister der Landeshauptstadt München

Grußwort
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Halber Ausstieg, 
ganzer Erfolg?
Nach Fukushima ist in der deutschen Energiepolitik nichts mehr wie es war. Das Land 
erlebt eine der aufregendsten Politikvolten einer deutschen Bundesregierung seit der 
Staatsgründung. Genügt das für die Energiewende? Ein Zwischenfazit. 

as Angela Merkel und Horst 
Seehofer ihren Parteien seit 
Mitte März zumuten, ist 

grundstürzend. Eine Revolution von oben, im 
Handstreich vollzogen, verordnet per Dekret. 

Fast 40 Jahre verteidigten die Unionsobe-
ren die Atomenergie ohne jeden Selbstzwei-
fel. Sauber, kostengünstig, sicher, später 
dann auch: klimaschonend sei diese Form 
der Stromerzeugung. Wer aus der atomaren 
Glaubensgemeinschaft ausscherte, musste 
auf der Hinterbank Platz nehmen oder seine 
abweichende Überzeugung woanders le-

ben, wie etwa der wertkonservative Herbert 
Gruhl Ende der siebziger Jahre. Der wur-
de zu einem der Gründerväter der Grünen, 
ehe er nach rechts driftete und auch bei 
den Ökos ausstieg. Oder Klaus Töpfer, der 
schon 1988 als Bundesumweltminister eine 
�Zukunft ohne Kernenergie er�nden� wollte 
und schließlich 1998 vor Helmut Kohls Brä-
sigkeit (und vor dessen Kanzler-Abwahl im 
Herbst desselben Jahres) zur UNO �oh.

Die Kernschmelze im US-Reaktor Three 
Mile Island bei Harrisburg 1979 änderte 
nichts am Atom-Dogma der Union. 	

In Tschernobyl 1986 waren ohnehin die Kom-
munisten Schuld. Und als die Spitzen der 
deutschen Atomwirtschaft 2001 mit Schrö-
der und Trittin den Ausstieg verhandelten, 
schmollte die Union fassungslos und verbit-
tert im Abseits. Jetzt nach Fukushima sind 
die Japaner Schuld und die Naturgewalten 
� und doch ist plötzlich alles anders.

Es wird viel spekuliert über die Motive ei-
ner der spektakulärsten Politikvolten in der 
deutschen Innenpolitik seit dem Zweiten 
Weltkrieg. Wie viel innere Einsicht wohl bei 
Angela Merkel und Horst Seehofer mitspielt 

W
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bei dieser selbst entblößenden Abkehr von 
einem fundamentalen Irrweg. �Sosehr ich 
mich im Herbst letzten Jahres � auch für 
die Verlängerung der Laufzeiten der deut-
schen Kernkraftwerke eingesetzt habe, 
so unmissverständlich stelle ich heute vor 
diesem Haus fest: Fukushima hat meine 
Haltung zur Kernenergie verändert�, sprach 
die Kanzlerin Anfang Juni im Bundestag. 
Die große Mehrheit der Deutschen bleibt 
skeptisch.

Denn dass die CDU-Vorsitzende und ihren 
bayerischen Amtskollegen (auch) schlich-
tes Machtkalkül auf den neuen Weg führte, 
liegt nahe. Beide haben nach Fukushima für 
sich und ihre Parteien eine Gesamtrechnung 
mit einer klaren Schlussbilanz aufgemacht: 
Der Saldo ist negativ. Nie wieder wird es in 
Deutschland eine ernst zu nehmende Partei 
wagen, im Wahlkampf offensiv für die Kern-
energie zu streiten. Gegen die Atomenergie 
aber schon, sofern es jetzt nicht gelingt, den 
Fundamentalkon�ikt um die letzten Reak-
toren und die Atommülllager abzuräumen. 

Der Parteienlandschaft drohen Verwer-
fungen, wie sonst nur in instabilen Demo-
kratien oder nach historischen Brüchen. Es 
hat ja schon angefangen. Der aktuelle Koali-
tionspartner auf dem Weg zur Splitterpartei, 
der potenzielle auf dem zur Volkspartei und 
spätestens im Falle einer weiteren Reaktor-
havarie auf Augenhöhe nicht nur in Baden-
Württemberg. 

Union: Angst vor der politischen 
Kernschmelze
Natürlich gibt es auch nach der Grundsatz-
entscheidung über den Ausstieg und der 
Verabschiedung der Atomgesetznovelle Wi-
derstand vor allem an der Basis der Union 
(und auch der Rest-FDP), im Wirtschaftsrat 
der CDU, bei denen, die sich traditionell 
als eine Art parlamentarischer Arm der 
Konzerne verstehen, und jenen, die glau-
ben, dass ausgerechnet das rohstoffarme 
Deutschland nur in den Grundstof�ndustrien 
und wenigen anderen Traditionssektoren 
der Wirtschaft �Weltniveau� halten muss, 
nicht in den neuen Industrien, die das 21. 
Jahrhundert prägen werden.

Bei den Kauders, Fuchs�, Pfeiffers, Ba-
reiß� muss man nicht unterstellen, dass 
Fukushima ihr Verhältnis zur Atomtechnik 
grundlegend verändert hat. Doch auch die 

Atom-Hardliner des Herbstes 2010 haben 
begriffen, dass es sinnlos und politisch 
selbstmörderisch ist, im Frühjahr 2011 Bar-
rikaden gegen den Wandel zu errichten, 
solange der Tsunami rollt � wenn man das 
in diesem Zusammenhang so sagen darf. 
Natürlich warten sie auf die Gelegenheit 
des Roll back. Ob die kommt, weiß niemand, 
wissen sie selbst am allerwenigsten. 

Unbestreitbar ist: Nach 40 Jahren hat die 
Angst vor der Atomenergie endlich auch die 
Spitze der Union erreicht. Doch es ist eine 
andere Angst. Nicht die Angst der Grünen, 
der Umweltbewegung und großer Teile der 
Fachwissenschaft. Es ist nicht die Angst 
vor der nuklearen, sondern die vor der poli-
tischen Kernschmelze.

Man mag es tragisch nennen oder skan-
dalös: Eine Katastrophe am anderen Ende 
der Welt war notwendig, um hierzulande 
der atomkritischen Mehrheit zum Durch-
bruch zu verhelfen. Es war nicht der erste 
Versuch. Fast auf den Tag zehn Jahre vor der 
Einbringung der Gesetze über Atomausstieg 
und Energiewende in den Bundestag un-
terzeichneten die Chefs der Atomkonzerne 
gemeinsam mit Bundeskanzler Gerhard 
Schröder, Umweltminister Jürgen Trittin 
und Wirtschaftsminister Werner Müller die 
Vereinbarung über den rot-grünen Atomaus-
stieg. Gleich in der Präambel hieß es: �Bei-
de Seiten werden ihren Teil dazu beitragen, 
dass der Inhalt dieser Vereinbarung dauer-
haft umgesetzt wird.� 

Das klang vielversprechend und war zuviel 
versprochen. Heute wissen wir, dass RWE, 
E.ON, Vattenfall und EnBW exakt das Ge-
genteil taten � sie erfanden den politischen 
herunter gedimmten Betrieb von Atomkraft-
werken, bis die Bundestagswahlen 2009 
endlich die gewünschte Regierung an die 
Macht brachten. Dann wurde entschlossen 
Wort gebrochen.

Wie sicher ist der neue 	
alte Ausstieg?
Dass es ein zweites Mal so kommt, ist 
nicht ausgeschlossen, doch nach Fukushi-
ma erheblich unwahrscheinlicher als vorher. 
Die ganz große Parteienkoalition für den 
Atomausstieg wird es schwer haben, eine 
erneute Kehrtwende in der deutschen Poli-
tik irgendjemandem zu erklären, vor allem 
aber sie zu vollziehen. Andererseits, es ist 

eine politische Binsenwahrheit und gehört 
zum Wesen der Demokratie, dass nichts 
�unumkehrbar� ist, nicht einmal eine durch 
den Bundestag herbeigeführte Verfassungs-
änderung, die das Verbot der kommerziellen 
Nutzung der Atomkraft mit zwei Drittel 
Mehrheit in das Grundgesetz schreibt. 

Kein weiterer schwerer Unfall in einem 
Atomkraftwerk, dafür der große nationale 
Blackout, ein Preisschub beim Strom und 
eine bedrohliche Wirtschaftskrise: Wer 
wollte seine Hände dafür ins Feuer legen, 
dass sich die dann verantwortlichen Politi-
ker noch interessieren für die �Aufgeregt-
heiten� des Frühjahrs 2011, wenn all dies 
Ende des Jahrzehnts zusammenkommt.

Für die Zukunft lautet deshalb der Auftrag 
an die atomkritische Gesellschaft: Wach-
samkeit und öffentlicher Druck und zwar 
dauerhaft. Beides war die notwendige Vo-
raussetzung für die von Fukushima ausge-
löste abrupte Kehrtwende der Bundesregie-
rung. Beides ist notwendig damit es dabei 
bleibt. Denn die Unbelehrbaren arbeiten 
schon am Rollback. 

Angela Merkel plötzlich grün: �Fukushima hat 
meine Haltung zur Kernenergie verändert.�

AKW Isar II: Die Energieriesen E.ON und Co 
setzen hartnäckig auf Atomkraft.
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Die betroffenen Atomkonzerne mit RWE-
Chef Jürgen Großmann an der Spitze so-
wieso. Doch auch ihre Sachwalter in der 
Politik. Unionsfraktionsvize Michael Fuchs 
beispielsweise, ein glühender Anhänger der 
Atomkraft, der selbst nach Fukushima einen 
Stromausfall in Deutschland mehr fürchtet 
als einen weiteren Super-GAU � wegen der 
Kosten, die er auf 30 Milliarden Euro pro Tag 
hochjazzt. Fuchs Anfang Juni im Bundestag 
mit kaum verborgener Vorfreude: �Wenn das 
passiert, dann werden wir alle hier anders 
diskutieren!� 

Die Vorlage lieferte wenige Tage zuvor 
Torsten Krauel in Springers Welt, als er in 
hohem Tonfall das �neue Restrisiko� eines 
Stromausfalls (�Lahmlegung ganzer Re-
gionen durch den Kollaps der Leitungen�) 
umstandslos gleichsetzte mit dem Restrisiko 
einer Reaktorkatastrophe, auf dessen Re-
alisierung in Japan die Politik hierzulande 
schließlich auch mit �Anzeichen von Panik� 
reagiert habe  � und dabei die Bodenlosig-
keit eines solchen Vergleichs nicht einmal zu 
bemerken schien.     

Immerhin: weder wird der Atomausstieg, wie 
anfangs von der Regierung geplant, nach der 
Stilllegung der ältesten und störanfälligsten 
Meiler für über zehn Jahre ausgesetzt, noch 
�nden sich offensichtliche Hintertürchen, 
�Revisionsklauseln�, �Ausstiegskorridore�, 
wie von Teilen der Regierungsparteien und 

BDI-Präsident Hans-Peter Keitel vehement 
gefordert, in der Atomnovelle wieder.

Zwischenfazit: Soll und Haben
Es ist also Zeit für ein Zwischenfazit. Auf der 
Habenseite sind zu verbuchen:

� die Halbierung des alltäglichen inlän-
dischen Katastrophenrisikos nach der 
endgültigen Abschaltung der acht störan-
fälligsten Atomkraftwerke,
� erstmals ein gesetzlich �xiertes (wenn 
auch zu spätes) Enddatum der Atomkraft-
nutzung in Deutschland, 
� die Aufgabe der Endlager-Fixierung aus-
schließlich auf den voraussichtlich unge-
eigneten, ganz sicher aber nicht �besten� 
Standort Gorleben und das Versprechen 
einer Neueröffnung der Endlagerdebatte,
� schließlich eine Abkehr von der Atom-
kraft als Zukunftsoption bis hinein in die 
traditionelle Energiewirtschaft (stellver-
tretend steht hier ein entsprechender 
Beschluss des Bundesverbandes der Ener-
gie- und Wasserwirtschaft, BDEW).

Das ist viel mehr als nichts, aber nicht ge-
nug. Auf der Sollseite bleibt:

� der Bruch des Kanzlerinnen-Verspre-
chens eines �schnellstmöglichen� Atom- 
ausstiegs � denn dass es ohne Versor-
gungslücken, dauerhafte Abkehr von den 

Klimaschutzzielen oder unerträgliche 
Preissprünge bei der Stromversorgung 
schneller geht als bis zum 31. Dezember 
2022 bestätigen zahlreiche Studien von 
Öko-Institut bis Prognos AG,
� eine Energiewende, die offenbar ge-
genüber den Planungen aus der Zeit der 
Laufzeitverlängerung nicht beschleunigt 
werden, sondern zugunsten der großen 
Konzerne neu ausgerichtet werden soll,
� ein möglicher Rückfall in die Energie-
technologien des 20. Jahrhunderts und 
ein weiterer Zubau von Kohlekraftwerken, 
der die nationalen Klimaziele dauerhaft in 
Frage stellt,
� ein Weiterbetrieb von sechs Atomkraft-
werken mit einer Leistung von 8539 Me-
gawatt bis 2021/2022 und deren Abschal-
tung binnen 12 Monaten und
� eine in Teilen rechtlich angreifbare Aus-
gestaltung des Atomausstiegs mit dem Ri-
siko, dass ein entsprechender Spruch des 
Bundesverfassungsgerichts die �Kriegs-
kassen� der Atomkonzerne noch einmal 
mit Entschädigungsmilliarden füllt und   
ihnen einen ungerechtfertigten Startvorteil 
gegenüber anderen Akteuren der Energie-
wende verschafft.

Ob das Zwischenfazit der nationalen Folgen 
des Super-GAUs in Fernost als Durchbruch 
oder lediglich als Etappensieg durchgeht, ist 
letztlich eine Frage der Perspektive.

Leitzachwerk 3 in Feldkirchen-Westerham: Die Energiequelle Wasser ist  nachhaltig, klimaschonend und risikoarm.
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Einerseits: Den Stromkonzernen wird nun 
exakt die Atomstromproduktion erneut zu-
gestanden, die Rotgrün schon 2001 mit de-
ren Bossen ausgehandelt hatte. Doch was 
damals im Konsens mit den Konzernen he- 
rauskam, �schafft� Schwarzgelb zehn Jahre 
und einen Super-GAU später im heftigen 
Streit mit den von �ihrer Regierung� maßlos 
enttäuschten Atomikern. 

Wenn es kommt, wie beschlossen, wer-
den bis zum endgültigen Ausstieg noch 
elfeinhalb Jahre (und das heißt: über 80 
�Reaktorjahre�) vergehen. Der von praktisch 
der gesamten deutschen Presse gefeierte 
�Turboausstieg� jedenfalls �ndet nicht statt 
oder eben nur zu Hälfte. Gäbe es ihn, wäre 
der Spuk nicht 2022 sondern 2017 oder frü-
her zu Ende.

Andererseits: Die amtierende Regierung 
Merkel hatte soeben die gesetzlichen Wei-
chen so gestellt, dass Atomkraft hierzulande 
noch mindestens bis Ende des übernächsten 
Jahrzehnts hätte weiterbetrieben werden 
können. Das Einschwenken auf den rot-grü-
nen Kurs ist Resultat einer realen Macht-
verschiebung � zulasten der Konzerne, die 
40 Jahre lang Barrikaden gegen jede ener-
giepolitische Zukunftsperspektive errichtet 
haben. 

Ausstieg mit Bestandskraft?
Der jetzt verabschiedete Atomausstieg ver-
spricht höhere Bestandskraft, als der erste 
Versuch, weil er die realen Machtverhält-
nisse in der Gesellschaft besser spiegelt 
als 2001. Wenn es noch eines Beweises be-
durfte, dann hat ihn die von Angela Merkel 
zum Zwecke des Zeitgewinns �erfundene� 

Ethikkommission erbracht. In ihr stimmten 
auch Persönlichkeiten wie BASF-Chef Jür-
gen Hambrecht einem schnellen Ausstieg 
bis spätestens 2021 zu, der noch im Herbst 
2010 die Regierung Merkel im Schulter-
schluss mit den Atomkonzernen in Zeitungs-
anzeigen �die Sicherung der Lebensgrundla-
gen von morgen und die Zukunftsfähigkeit 
des Standorts Deutschland� in Gefahr sah, 
sollten die Reaktorlaufzeiten nicht opulent 
verlängert werden.

Die �German Weitsicht�
Die Forderung nach dem �Sofortausstoß� be-
zieht ihre Berechtigung aus der Möglichkeit 
eines weiteren Super-GAUs auch in Deutsch-
land. Wenn er tatsächlich eintritt, hatten die 
�Sofortaussteiger� endlich und endgültig 
Recht. Kein konstruierter oder wirklicher 
Nachteil eines schnellen Ausstiegs könnte 
die Folgen einer Kernschmelze in Deutsch-
land auch nur in der Größenordnung aufwie-
gen. Diese und noch eine ganz andere Frage 
hatten die Grünen zu beantworten: 

Nämlich die, ob ihre Ablehnung des eben 
nicht �schnellstmöglichen� Regierungsfahr-
plans für den Ausstieg ihre Bewegungsspiel-
räume nach einer Regierungsbeteiligung im 
Jahr 2013 zu einem besseren Ergebnis zu 
kommen, eher vergrößern oder verengen 
würde. 

Darüber lässt sich � wie der Sonderpartei-
tag in Berlin bewiesen hat � tref�ich streiten. 
Vielleicht hätte es ja der Ökopartei und der 
Gesellschaft geholfen, wenn sich die Ethik-
kommission mit der im Kern ethischen Frage 
beschäftigt hätte, warum und ob ein �Sofort- 
ausstieg� einem Ausstieg in einer Dekade 
ethisch vorzuziehen gewesen wäre.

Und die �German Angst�? Sie ist nach Fu-
kushima nicht mehr auf Deutschland be-
schränkt und entpuppt sich mehr und mehr 
als �German Weitsicht�. Italiens Bürgerin-
nen und Bürger haben mit überwältigender 
Mehrheit gegen Berlusconi und den Wie-
dereinstieg in die Nukleartechnik gestimmt, 
die Schweiz will raus aus der Atomkraft 
und selbst in Frankreich, dem europäischen 
Zentrum der atomaren Unbekümmertheit, 
registrieren die Demoskopen einen funda-
mentalen Stimmungswandel, wenn es um 
die Energiezukunft geht. 

Ob Deutschland sich für andere Industrie-
staaten und große Schwellenländer dauer-
haft als Trendsetter für eine zukunftsfähige 
Energiewirtschaft etablieren wird, entschei-
det sich in Deutschland und nirgends sonst. 
Der Kampf um eine nachhaltige Energiezu-
kunft beginnt jetzt.

Text: Gerd Rosenkranz

Gerd Rosenkranz ist promovierter Werkstoffwis-

senschaftler und Diplom-Ingenieur, studierte an-

schließend Kommunikationswissenschaften und 

arbeitete danach als Journalist, zuletzt als Re-

dakteur des Nachrichtenmagazins Der Spiegel 

mit dem Themenschwerpunkt Umwelt- und Ener-

giepolitik. Seit Oktober 2004 ist Rosenkranz Lei-

ter der Politik- und Öffentlichkeitsarbeit der Deut-

schen Umwelthilfe e.V. in Berlin. 

Fotos: Fotolia, E.ON Kernkraft , CDU/Laurence 

Chaperon, SWM, Helmholtz Zentrum München, 

RWE  

Die Asse: Trotz 50 Jahren Atomenergie ist die 
Endlagerung des hochgiftigen Mülls ungelöst.

RWE-Chef Jürgen Großmann würde die AKW-
Laufzeiten wohl gerne wieder verlängern.  
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Die Freisetzungsdauer am explo-
dierten Reaktor betrug zehn Tage 
bei sich ständig ändernden Wind-

richtungen und Wetterverhältnissen. Das 
Ergebnis war eine extrem inhomogene Ver-
teilung der freigesetzten Radionuklide über 
ganz Europa bis Skandinavien und den Nor-
den von Schottland. Der Großteil der Radi-
onuklid-Deposition betraf die GUS-Staaten 
mit einem Belastungsanteil von etwa 70 
Prozent in Belarus, 15 Prozent in der Ukraine 
und 15 Prozent in Russland. In Belarus wur-
den ca. 7000 km† zur Sperrzone und Zone 
strikter Kontrolle erklärt, in der Ukraine ca. 
1000 km† und in Russland ca. 2000 km†. 

In den betroffenen Gebieten von Bela-
rus evakuierte man in den Tagen nach dem 
Unfall rund 135.000 Menschen aus der 
Sperrzone und den angrenzenden Gebieten. 
Insgesamt wurden etwa 250.000 Menschen 
umgesiedelt, rund 2,5 Mio. Menschen wa-
ren direkt von der Tschernobylkatastrophe 
betroffen. In der Ukraine wurden etwa 
90.000 Menschen aus der Sperrzone eva-
kuiert, rund 170.000 Menschen umgesiedelt 
und über 2 Mio. Menschen waren direkt be-
troffen. In Belarus wurden auch weiter vom 
Reaktorstandort entfernte Gebiete evakuiert 
und zum Teil vorübergehend zur Sperrzone 
erklärt. Diese Menschen waren bis zum 
Zeitpunkt der Umsiedlung der vollen Strah-
lenbelastung ausgesetzt, sie nahmen �ihr 
Krebsrisiko� mit.  

Die sowjetische Regierung hatte etwa 
800.000 sogenannte Liquidatoren in das Un-
glücksgebiet gesandt. Bei vielen wurden die 
of�ziellen Strahlengrenzwerte von 0,25 Sie-
vert (Sv) Lebenszeitdosis weit überschritten. 
Auch sie haben ein großes Erkrankungsrisi-
ko für Krebs und andere Krankheiten mit in 
ihre Heimat zurückgenommen. Die Liquida-
torenverbände der drei Republiken gehen 

davon aus, dass bis heute etwa 100.000 
Liquidatoren gestorben sind, einschließlich 
der hohen Selbstmordrate. Auch leiden 
viele der Liquidatoren heute unter anderem 
an Herz-Kreislauf-Problemen, Lungenkrebs, 
Entzündungen des Magen-Darm-Bereichs, 
Tumoren und Leukämie. Viele Ehefrauen 
und Lebenspartnerinnen haben sich deshalb 
nach der Rückkehr ihres �Liquidators� von 
ihm getrennt. 

Schilddrüsenkrebs und weitere 
Erkrankungen in Belarus
Bereits mit Ablauf des Jahres 1990 war in 
Belarus die Anzahl der Neuerkrankungen für 
Schilddrüsenkrebs bei Kindern im Vergleich 
zu dem 10-Jahres-Mittelwert vor 1986 um 
mehr als das 30-fache gestiegen. 

Im Juni 2000 informierte die IAEA die 
Weltöffentlichkeit: �Es gibt keinen Hinweis 
auf eine größere Auswirkung für die Gesund-
heit der Bevölkerung, die man 14 Jahre nach 
dem Unfall der Strahlenbelastung zuordnen 
könnte, abgesehen von einem hohen Anteil 
an (behandelbaren, nicht tödlichen) Schild-
drüsenkrebsfällen bei Kindern.� Diese Aus-
sage ist die Fortsetzung der Falschaussage 
des Internationalen Tschernobyl-Projekts 
von 1989-1991. Auch damals wurde be-
hauptet, dass keine Gesundheitsstörungen 
der Strahlenbelastung zuzuordnen seien.

Das Gebiet (Oblast) Gomel, mit einer Flä-
che von der Größe der Schweiz, ist die Regi-
on in Belarus, die durch die Tschernobyl-Ka-
tastrophe am stärksten betroffen wurde. Das 
Otto Hug Strahleninstitut in München hat in 
Gomel ein Schilddrüsenzentrum errichtet, 
das seit 1993 routinemäßig die Betreuung 
aller Patienten des Oblast Gomel mit Er-
krankungen der Schilddrüse einschließlich 
Krebs übernimmt. Bis Ende 2010 waren 
etwa 160.000 Patienten zur Untersuchung 

im Schilddrüsenzentrum Gomel. Dabei wur-
den rund 460.000 Laboranalysen der Schild-
drüsenhormone durchgeführt, außerdem pro 
Jahr etwa  22.000 Ultraschalluntersuchungen 
und rund 4.000 Schilddrüsen-Punktionen, 
ergänzt durch über 10.000 Radiojod-Anwen-
dungen zur Behandlung von Krebspatienten. 
Im Vergleich zu Deutschland, Österreich und 
Norwegen ist die jährliche Neuerkrankungs-
rate an Schilddrüsenkrebs im Gebiet Gomel 
deutlich höher. Nach der Tschernobyl-Katas-
trophe wurde bei fast allen Krebsarten ein 
starker Anstieg verzeichnet.

Die Folgen im Westen
Auch im Westen gibt es gesundheitliche Ef-
fekte nach Tschernobyl. Dr. Alfred Körblein 
vom Umweltinstitut München untersuchte 
Daten zur Neugeborenensterblichkeit, der Ge-
burtenrate und der Fehlbildungen (in Bayern). 
Er fand einen signi�kanten Anstieg der Sterb-
lichkeit von Neugeborenen für das Jahr 1987. 
Bezüglich der bayerischen Fehlbildungen 
entdeckte Körblein einen hochsigni�kanten 
Zusammenhang mit der Cäsium-Bodenbe-
lastung in den Bayerischen Landkreisen im 
November und Dezember 1987.

Dr. Hagen Scherb und Eveline Weigelt, 
beide aus dem GSF-Forschungszentrum für 
Umwelt und Gesundheit in Neuherberg, ver-
glichen die jährliche Totgeburtenrate einer 
westlichen europäischen Ländergruppe und 
einer näher an Tschernobyl liegenden, öst-
lichen europäischen Ländergruppe. Die Da-
ten der östlichen europäischen Ländergrup-
pe zeigten 1986 und 1987 im Vergleich zu 
1985 eine deutliche absolute Zunahme der 
Totgeburtenrate und eine Verschiebung des 
Trends der Kurve nach oben. Für das Zeit-
fenster von 1986 bis 1992 bedeutet dies ins-
gesamt zusätzliche 1639 Totgeburten. Die 
westliche europäische Ländergruppe zeigte 

25 Jahre Tschernobyl - 
Folgen der Katastrophe 
Am 26. April 1986 ereignete sich die bis Fukushima folgenschwerste Katastrophe in der Geschichte der zivilen Nutzung der 
Atomenergie. Der Block 4 des ukrainischen Atomkraftwerkes Tschernobyl nahe der belarussischen Grenze explodierte. Die 
Nachwehen des Reaktorunfalls reichen bis in die Gegenwart. Immer noch leiden tausende Menschen an den gesundheit-
lichen Folgen der Katastrophe und die Zahl der Krebserkrankungen steigt jedes Jahr weiter an.   
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keine besondere Auffälligkeit. Scherb und 
seine Mitarbeiter untersuchten auch die zehn 
am höchsten durch Tschernobyl belasteten 
Landkreise in Bayern. Hier überstieg die Zahl 
der Totgeburten im Jahr 1987 den erwarteten 
Wert um 45 Prozent. Auch in den Jahren 1988 
und 1989 wurden signi�kante Effekte (ca. 35 
Prozent Erhöhung) festgestellt. 

Das Berliner Institut für Humangenetik 
stellte fest, dass neun Monate nach der 
Tschernobylkatastrophe in Berlin bei Neu-
geborenen die Zahl der Mongolismusfälle 
(Trisomie 21) sprunghaft angestiegen ist. 
Wegen der damaligen Insellage der Stadt, 
eingeschlossen durch das Gebiet der ehema-
ligen DDR, konnte die Häu�gkeit praktisch 
aller prä- und postnatal diagnostizierten 
Fälle für einen großen Zeitraum angegeben 
und in Bezug zu allen relevanten demogra-
phischen Faktoren gesetzt werden. 

Im 10-Jahres-Zeitraum von Januar 1980 
bis Dezember 1989 lag in Westberlin die 
monatliche Zahl von Trisomie-21-Fällen bei 
durchschnittlich zwei bis drei. Im Januar 
1987, neun Monate nach der Tschernobyl-
Katastrophe, wurden 12 Fälle beobachtet. 
Für all diese Effekte ist nur der Zusammen-
hang mit der Strahlenbelastung (speziell 
Jod und Cäsium) nach Tschernobyl plausi-
bel, für andere Ursachen gibt es keine An-
haltspunkte.

Die Untersuchungen zum Auftreten von 
Schilddrüsenkrebs nach Tschernobyl im Wes-
ten wurde gemeinsam mit der Tschechischen 
Republik durchgeführt. Das dortige Krebsre-
gister ermöglichte eine umfassende Auswer-
tung für den Zeitraum von 1976 bis 1999. Die 
Studie ergab, dass ab 1988 ein zusätzlicher 
signi�kanter Anstieg der Schilddrüsenkrebs-
Neuerkrankungen von 2,3 Prozent pro Jahr 
zu verzeichnen ist. Als deren Ursache ist nur 
Radiojod aus Tschernobyl plausibel. 

In Bayern ist wegen der hohen Radiojodbe-
lastung ebenfalls ein höherer Anstieg als in 
Tschechien zu vermuten. Wegen des bis heu-
te fehlenden �ächendeckenden Krebsregis-
ters in Deutschland konnte diese Frage bei 
uns jedoch nicht direkt untersucht werden. 

Die Tatsache, dass auch 25 Jahre nach 
Tschernobyl Pilze und Wildschwein�eisch 
aus den besonders belasteten Regionen Bay-
erns, wie unter anderem dem Bayerischen 
Wald, nicht ohne Prüfung des Radioaktivi-
tätsgehaltes in den Handel kommen darf, 
sind ein Beleg für das fortdauernde Strah-
lenrisiko durch Tschernobyl auch bei uns. 

Super-GAU auch hier möglich 
Atomkraftwerke sind komplizierte High-Tech-
Systeme, in denen physikalische Prozesse, 
eine Fülle verschiedener Materialien, Inge-
nieurtechnik und der Faktor Mensch in einer 
fein abgestimmten Weise zusammenwirken 
müssen. Gerät dieses Multikomponenten-
system außer Kontrolle, so sind besonders in 
dicht besiedelten Regionen schlagartig Mil-
lionen von Menschen in ihrer Existenz und 
ihrer Gesundheit bedroht.

Beispiele für andere unerwartete Vor-
kommnisse in Bereichen der Hochtechnolo-
gie, die trotz der ausgefeiltesten Sicherheits-
konzepte in Katastrophen mündeten, gibt es 
reichlich: etwa der Absturz des TWA-Jumbos 
1996 und der Raumfähre Challenger im Jah-
re 1986, oder die Katastrophe des ICE 884 
�Wilhelm Conrad Röntgen� am 3. Juni 1998 
riss 100 Menschen in den Tod.

Lehren für Europa
Die Super-GAUs in Tschernobyl und Fukushi-
ma zeigen deutlich, dass diese Technologie 
nicht beherrschbar ist. Auch nicht in einem 
so genannten Hochtechnologieland wie 
Japan. Hohe Besiedlungsdichten, wie in 

Deutschland und Japan machen eine Eva-
kuierung von vielen Millionen Menschen 
fast unmöglich. Denn das Evakuierungsge-
biet kann je nach Katastrophenszenario und 
Wetterlage einige 100 km weit reichen. Die 
Schäden an Gebäuden, Wirtschaftsgütern 
und die geschätzten Gesundheitsschäden 
sind mit der von der Politik für Betreiber von 
AKW vorgeschriebenen Haftp�ichtversiche-
rung mit nur 2,5 Milliarden Euro Deckungs-
summe versichert und somit bei weitem  
nicht abgedeckt. Damit ist nur 0,1 Prozent 
der in internationalen Gutachten bezifferten 
möglichen Schadenshöhe versichert. 

Tschernobyl und Fukushima zeigen uns 
den Ernst der Lage und die Ausmaße eines 
Super-GAUs. Denn es gibt weder Sicherheit 
gegen technisches Versagen, noch gegen 
menschliches Fehlverhalten oder gar einen 
zielgerichteten terroristischen Angriff. Die 
politische Klugheit und Verantwortung ge-
bieten jetzt, das Bedrohungspotenzial durch 
Atomkraftwerke für die Gesundheit und die 
wirtschaftlichen Lebensgrundlagen der Be-
völkerung unverzüglich zu eliminieren.

Text, Fotos, Tabelle: 

Christine Frenzel,  Edmund Lengfelder

Dr. h. c. Christine Frenzel:

Laborleiterin für Radioökologie am Institut für 

Zellbiologie der Ludwig-Maximilians-Universität 

München, Stellv. Vorsitzende des Otto-Hug-Strah-

leninstituts-MHM e. V.  

Prof. Dr. med. Dr. h. c. Edmund Lengfelder:

bis 2008 Professor am Strahlenbiologischen Ins-

titut der Ludwig-Maximilians-Universität Mün-

chen, Vorsitzender des Otto-Hug-Strahleninsti-

tuts-MHM e. V. 

Otto-Hug-Strahleninstitut � Medizinische Hilfs-

maßnahmen e.V. München, Jagdhornstr. 52, 

81827 München, www.ohsi.de

Prävalenz (Krankheitshäu�gkeit) und Inzidenz (Neuerkrankungen) 
des Schilddrüsenkrebses bei Erwachsenen im Vergleich.Labor des Schilddrüsenzentrums im Oblast Gomel.
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Ich weiß noch wie heute, als diese 
riesige Regenwolke aus dem Osten zu 
uns kam�, erinnert sich Michael Sendl, 

Bio-Bauer aus Peißenberg bei München. 
�Ich stand auf dem Stall meines Nachbarn 
und half ihm beim Dachumdecken. Genau 
in diesem Moment kam der Regenschauer 
herunter und wir wurden patschnass.� 

Erst ein paar Tage später keimte bei Sendl 
der Gedanke auf, dass der Regenguss radi-
oaktiv gewesen sein und möglicherweise 
gesundheitsschädi-
gende Folgen für ihn 
haben könnte. Ganz 
zu schweigen von 
den Auswirkungen 
auf die Weide�ä-
chen für die eigenen Kühe und Schafe. Wie 
vielen anderen Menschen in Südbayern war 
auch ihm wenige Tage nach der Tscherno-
bylkatastrophe in der Ukraine nicht be-
wusst, welche �Riesengefahr da von Oben 
herunterkam�.

Verwirrung, Verharmlosung, 
Unsicherheit, Angst
Denn nachdem am 26. April 1896 einer der 
vier Reaktoren des Atomkraftwerks Tscher-
nobyl nahe der ukrainischen Stadt Prypjat 
explodiert war, dauerte es fast drei Tage, 
bis die internationale Presse lediglich von 
einem �Schaden im Atomkraftwerk� in 
Kenntnis gesetzt wurde. 

In den nächsten Tagen und Wochen pras-
selte dann eine verwirrende Nachrichten-
�ut, aus widersprüchlichsten Botschaften, 
die teils auf Informationssperren oder Nach-
richtenausdünnungen der UdSSR, teils auf 
konträren Expertenmeinungen und -mes-
sungen, sowie einem Kompetenzwirrwarr 
zwischen Bund und Ländern beruhte auf die 
verunsicherten Bürger der BRD nieder.

Viele Menschen  fühlten sich von Politik 
und Medien unzureichend informiert: Wel-
che Lebensmittel soll man meiden und wel-

che sind noch essbar? Was tun, wenn man 
in den radioaktiv verseuchten Regen gerät? 
Werden meine Kinder verstrahlt, wenn sie 
im Sandkasten spielen? 

Abgesehen von unabhängigen Instituti-
onen, wie dem Umweltinstitut München, 
konnte auf akute Fragen niemand wirklich 
Antwort geben. Die zuständigen Behörden 
�üchteten sich in Verharmlosungen, mit der 
Folge, dass Angst und Verunsicherung bei 
vielen Menschen zunehmend wuchsen.

Familie Groever lebte damals mit zwei klei-
nen Kindern in Freising. Zwei Tage nach dem 
GAU, als die Katastrophe hier noch nicht be-
kannt war, unternahmen die vier einen Aus-
�ug ins Allgäu und spazierten den ganzen 
Tag unter freiem Himmel. Als sie wenig 
später von der radioaktiven Wolke erfuhren, 
machte sich Erich Groever ernsthaft Sorgen 
um die Gesundheit seiner Familie. Während 
sich seine Frau Annette noch einredete, 
dass es so schlimm schon nicht gewesen 
sein könne. Hier bei uns doch nicht.

�Mein Mann bat mich, mit den Kindern 
nicht mehr ins Freie zu gehen. Was für mich 
eine sehr starke Lebenseinschränkung be-
deutete. Es fühlte sich fast an wie im Krieg. 
Sich im Haus verschanzen zu müssen, wäh-
rend draußen alles grünte und die Sonne 
schien,� erinnert sich Annette Groever mit 
Schaudern zurück.  	

Als ob die Welt Kopf steht
Alles was vorher gut und richtig war, war 
auf einmal schlecht: Rausgehen an die fri-
sche Luft � schlecht, die Kinder draußen 
spielen lassen � schlecht, dem Baby Mut-
termilch geben � schlecht, Bioprodukte 
aus der Umgebung � schlecht. Auf einmal 

mussten die Groevers wieder holländische 
Tomaten einkaufen und massenweise Baby-
Gläschen, die noch in den Regalen standen, 
also unbelastet waren.

Schon nach wenigen Tagen fasste Erich 
Groever einen radikalen Entschluss: Die 
Flucht fort aus Deutschland erschien dem 
Familienvater, der damals im Allgäu für Ab-
fall- und Umweltfragen zuständig war und 
die radioaktive Belastung beurteilen konnte, 
die einzige Möglichkeit seine Liebsten vor 

der unsichtbaren 
Gefahr zu schützen. 
Während er seine 
Arbeit fortsetzte, 
sollte seine Frau 
gemeinsam mit ei-

ner befreundeten Mutter und den jeweils 
zwei Kleinkindern auf die spanische Insel La 
Gomera �iegen. Die  Kanaren waren wegen 
der günstigen Windströme vom radioak-
tivem Niederschlag verschont geblieben. 

Doch für die zwei jungen Frauen entpupp-
te sich die Reise als unerwartet beschwer-
lich. Bereits nach kürzester Zeit waren alle 
Flüge auf die Insel ausgebucht. Annette 
Groever und ihre Freundin ergatterten mit 
Mühe und Not noch einen Flug nach Gran 
Canaria: �Der Flieger war komplett voll mit 
�Flüchltlingsmüttern� und ihren weinenden 
Kindern. Und auch die weitere Reise mit 
Schiffen und Bussen war eine einzige Tor-
tour�, weiß Groever noch wie heute.  

Endlich auf La Gomera angekommen, 
wurde klar, dass auch hier fast ausschließ-
lich deutsche Mütter mit ihren Kindern Zu-
�ucht suchten, weshalb die beiden Frauen 
nur weit außerhalb des Zentrums ein freies 
Appartment fanden. 

�Jeden zweiten Tag mussten wir über 
eine Stunde bis zum nächsten Markt laufen, 
um Obst, Brot und Wasser zu kaufen. Doch 
dafür waren die Lebensmittel frisch, gesund 
und garantiert unverstrahlt� und das alleine 
sei die Mühe wert gewesen, sagt Groever. 

Als die Wolke nach Bayern kam
Nur wenige Tage nach der Reaktorkatastrophe in Tschernobyl zog ein radioaktiver 
Regenschauer über Bayern und verseuchte Felder, Wiesen und Gärten. Ein bayerischer 
Biobauer und eine zweifache Mutter berichten vom Leben im Ausnahmezustand. 

�Es fühlte sich fast an wie im Krieg:  Wir ver-
schanzten uns im Haus, während draußen alles 

grünte und die Sonne schien.� A. Groever
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Aussäen oder Hände in den 
Schoß legen? 
Aber nicht jeder konnte aus Furcht vor der 
Radioaktivität einfach Haus und Hof verlas-
sen. Wie alle bayerischen Landwirte steckte 
auch Biobauer Michel Sendl in einer schwie-
rigen Situation: �Wir hatten Entscheidungen 
zu treffen. Es war ja Frühjahr und damit Zeit 
Zwiebeln anzubauen und Kartoffeln zu le-
gen. Macht man das überhaupt oder lässt 
man�s gleich bleiben?� Und wer will schon 
abwarten und die Hände in den Schoß le-
gen, wenn die Existenz vom nächsten Ertrag 
abhängt?

Die Vorschläge, die besorgte Kunden im 
Ho�aden an Sendl herantrugen, etwa einen 
Zentimeter Erdboden von der gesamten 
Acker�äche abzutra-
gen, waren zwar vi-
sionär, jedoch nicht 
realisierbar. Also 
baute der Bio-Bauer weiter an, auch auf 
die Gefahr hin, dass er am Ende auf seiner 
Ernte sitzen bleiben würde. Doch kurzfristig 
schien sogar dieser Plan zu scheitern, als 
sich niemand �nden lassen wollte, um bei 
der Zwiebelaussaat zu helfen. �Man hätte 
ja über den staubigen Acker fahren müssen, 
auf den der radioaktive Niederschlag gefal-
len  war. Und auch wenn kurz nach Tscher-
nobyl noch keiner so wirklich realisiert hat-
te, was los ist, saß die Angst bei den Leuten 
nach zwei, drei Wochen tief,� erinnert sich 
der Landwirt. 

Schließlich erklärte sich ein befreundetes 
Ehepaar bereit, ihm beim Aussäen zu helfen. 
Auf Schutzkleidung verzichteten die drei, ob-

wohl sie sich der möglichen Gesundheitsge-
fahr bewusst waren. �Damals dachten wir, 
ist ja eh schon wurscht. Irgendwann muss 
der Alltag ja weiter gehen�, erklärt Sendl 
heute. �Im Rückblick�, so fügt er hinzu, �wä-
ren Mundschutz und Handschuhe jedoch 
schon sinnvoll gewesen, da mit dem Staub 
natürlich auch der frische Fallout aufwirbelt, 
den wir eingeatmet haben.�

Rückkehr in die Unsicherheit
Annette Groever kehrte nach zwei Wochen 
Exil wieder in die Heimat zurück, auch wenn 
sich die Situation in Bayern bis dato nicht 
verändert hatte. Ihr Mann hatte in der Zwi-
schenzeit Vorkehrungen getroffen. Fenster, 
Türen und Fugen waren abgedichtet, der 
Rasen gemäht und die P�anzen im Garten 

abgespritzt. Den Sommer über verbrachte 
die Familie trotzdem kaum Zeit im Freien. 
Und auch wenn heute alle gesund und mun-
ter sind, wird Annette Groever die Zeit nach 
Tschernobyl nie vergessen: �Die Angst, die 
ich vor dieser unsichtbaren Gefahr hatte, 
vor allem unserer Kinder wegen, ist mir bis 
heute in Erinnerung.�

Auch in Michael Sendls Gedächtnis hat die 
Atomkatastrophe von Tschernobyl für immer 
Spuren hinterlassen. Genauso sicher wie 
ihn die Erinnerung an den GAU jedes Jahr 
aufs Neue einholt, kehrt die Frage wieder, 
was aus den Menschen geworden ist, die 
in der näheren Umgebung des Unfallre-

aktors gelebt haben. Selbst wenn Bayern 
durch den Fallout, der mit dem Gewitter aus 
Osten kam, besonders belastet wurde, wagt 
er sich bis heute kaum vorzustellen, was ge-
wesen wäre, wenn der GAU in Deutschland 
stattgefunden hätte. �Eigentlich hätte uns 
der Vorfall in Tschernobyl klar machen müs-
sen, dass wir uns mit einer solch riskanten 
Technologie nicht abgeben dürfen. Man kann 
eben NICHT einfach einen Zentimeter Erde 
vom Boden abhobeln oder die Strahlung mit 
dem Staubsauger einsaugen.� Der Schaden 
ist schlichtweg nicht zurückzuholen. 

�Für ein vernunftbegabtes Wesen müsste 
es doch eigentlich reichen, wenn der Nach-
bar etwas macht, das zur Katastrophe führt, 
damit ich es bleiben lasse�, meint Sendl und 
kann seine Empörung dabei kaum verbergen. 

Als sich fast zeit-
gleich zum 25. Jah-
restag der Tscher-

nobylkatastrophe der schreckliche Unfall im 
AKW Fukushima ereignete, rief dies bei An-
nette Groever die unvergessenen Erlebnisse 
von einst wach. Doch auch wenn sie mit 
den Menschen in Japan mitfühlt, versucht 
die heute vierfache Mutter der Katastrophe 
auch etwas Positives abzugewinnen: �Was 
in Japan geschehen ist, hilft uns hoffentlich 
endlich umzudenken, damit mein Zukunfts-
wunsch und der vieler Menschen von einer 
Energiepolitik ohne Atomkraft endlich in Er-
füllung geht.� 

Text: Katja Bachert

Fotos: Fotolia

�Man kann eben nicht einfach einen Zentimeter 
Erde vom Boden abhobeln.� M. Sendl
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Tschernobyl noch

In vielen Waldböden hält die radioaktive Verseuchung durch die Reaktorexplosion von 
Tschernobyl bis heute an. Besonders Pilze sind teils noch hoch belastet. 

Die Explosion im ukrainischen 
Atomkraftwerk Tschernobyl setzte 
damals große Mengen an Ra-

dioaktivität frei. Diese wurden nicht nur 
in der näheren Umgebung, sondern auch 
weiträumig mit dem Wind in verschiedene 
Richtungen verteilt. Regen und heftige Ge-
witter wuschen die Radionuklide aus der At-
mosphäre aus und so gelangten diese in die 
Böden. Je nach Verteilung der radioaktiven 
Wolke und der Regenschauer kam es zu ei-
ner unterschiedlich hohen Verseuchung. 

Die Gebiete mit den höchsten radioaktiven 
Belastungen liegen in Weißrussland, der 
Ukraine und Russland. Aber auch Regionen 
in Schweden, Österreich und Süddeutsch-
land blieben nicht verschont. Das Radionuk-
lid Cäsium-137 ist leicht nachweisbar und 
für die anhaltende radioaktive Belastung 
verantwortlich. Seine physikalische Halb-
wertszeit beträgt rund 30 Jahre. Das heißt, 
von der ursprünglich deponierten Menge 
wird 2016 erst die Hälfte zerfallen sein. 

Die Europäische Union reagierte auf den 
Unfall von Tschernobyl und setzte maximale 
Grenzwerte für Nahrungsmittel fest. Diese 
sollten die Verbraucher in der EU vor radi-
oaktiv kontaminierten Lebensmitteln aus 
Drittländern schützen. Wegen der frühzei-
tigen Entwarnung of�zieller Stellen und 
dementsprechend nachlässig gehandhabter 
Kontrollen gab es in den Jahren 1997 und 
1998 wiederholte Fälle von Nichteinhaltung 

der Höchstwerte, insbesondere bei einigen 
Pilzarten aus osteuropäischen Ländern. 

Höchstwerte für EU-Produkte
Dies führte damals dazu, dass die Einfuhr-
bedingungen ergänzt und für Pilze verschärft 
wurden. Erst im Jahr 2003 sprach die EU eine 
Empfehlung aus, die auch bei heimischen 
Produkten die Einhaltung der Höchstwerte 
forderte. Und das nur, weil sonst mit dem 
Beitritt einer Reihe  osteuropäischer Länder 
zum 1. Mai 2004 hoch belastete Nahrungs-
mittel in der gesamten EU hätten verkauft 
werden dürfen. Denn Kontrollen können 
weder an den Grenzen noch innerhalb der 
einzelnen Mitgliedsländer lückenlos durch-
geführt werden. So �nden diese letztendlich 
nur stichprobenartig statt. 

Grund für die Strahlenbelastung von 
Waldprodukten ist das Verhalten von Radi-
ocäsium in den Waldböden. In einem un-
bearbeiteten Waldboden bleibt der größte 

Der Höchstwert für die Cäsiumbelastung 
wurde in der EU nach der Tschernobylka-
tatstrophe auf 600 Bq/kg für Nahrungs-
mittel und 370 Bq/kg für Milch und Säug-
lingsnahrung festgelegt. Die Aktivität 
eines Stoffes wird in Becquerel (Bq) aus-
gedrückt, wobei �Bq� als �radioaktiver 
Zerfall pro Sekunde� de�niert ist. 

Grenzwerte

nicht gegessen
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Teil des Cäsiums in der mehrere Zentimeter 
dicken Humusau�age und kann in dieser 
leicht sauren Bodenschicht gut von P�an-
zen und Pilzen aufgenommen werden. Zu-
dem bildet der Wald einen geschlossenen 
Stoffkreislauf: Die durch Zersetzung von 
herabfallenden Nadeln, Laub oder ˜sten 
frei gewordenen Nährstoffe, wie auch das 
Cäsium, werden wieder von den P�anzen 
aufgenommen. 

P�fferling und Steinpilz
Je nach P�anzen- oder Pilzart nehmen die 
Waldgewächse das radioaktive Cäsium un-
terschiedlich stark auf. So gelten Maronen-
röhrling und Semmelstoppelpilz als ausge-
sprochene Cäsiumsammler, während Arten 
wie der Schirmling es nur in geringen Men-
gen aufnehmen. Die beliebten Speisepilze 
P�fferling und Steinpilz liegen bei der Cäsi-
um-Aufnahme im Mittelfeld. Erklärungen für 
die Unterschiede innerhalb einer Gattung 
gibt es bisher nicht. Gemäß Messungen des 
Umweltinstitut München wiesen P�fferlinge 
aus dem Bayerischen Wald, der in Teilen 
hoch kontaminiert ist, in den letzten Jahren 
eine durchschnittliche Cäsiumbelastung von 
etwa 200 Bq/kg auf.  

Das Umweltinstitut München bestimmt auch 
den Cäsiumgehalt von Pilzen, die im Verkauf 
angeboten werden. Es handelt sich meist um 
P�fferlinge aus osteuropäischen Ländern wie 
Litauen, Weißrussland, Russland, Polen, Ru-
mänien, Bulgarien, Ungarn, Tschechien und 
den Ländern des ehemaligen Jugoslawiens. 
Bei etwa drei Viertel der untersuchten ost-
europäischen P�fferlinge wurde eine radio-
aktive Belastung von weniger als 100 Bq/kg 
festgestellt. Gut ein Drittel wies weniger als 
20 Bq/kg auf und nur drei Prozent der unter-

suchten Proben lagen über oder deutlich 
über dem zulässigen Höchstwert von 600 
Bq/kg. 

Hochbelastete Pilze im Handel 
Darunter waren auch zwei Ausreißer, die 
das Umweltinstitut 1997 entdeckte: P�ffer-
linge, deren Herkunft mit Makedonien an-
gegeben war, wiesen etwa 7000 Bq/kg auf. 
Andere P�fferlinge, die angeblich aus Un-
garn stammten, waren mit mehr als 10.000 
Bq/kg belastet. Diese Pilze hätten nicht in 
den Handel gelangen dürfen. Recherchen 
ergaben, dass die angeblich makedonischen 
Pilze von einem österreichischen Zwischen-
händler umdeklariert auf den Münchner 
Markt gebracht worden waren. Diese und 
vermutlich auch die als ungarisch dekla-
rierten P�fferlinge stammten höchstwahr-
scheinlich aus der Ukraine. 

Auch 2009 wurde ein Ausreißer entdeckt: 
P�fferlinge mit der Herkunftsangabe �Kar-
paten� wiesen etwa 1400 Bq/kg auf. Einen 

weiteren ermittelten wir 2010: P�fferlinge 
aus Rumänien waren mit 1000 Bq/kg belas-
tet. Der Höchstwert für Cäsium von 600 Bq/
kg war damit jeweils deutlich überschritten. 

Die Gra�k zeigt die mittlere Cäsiumbe-
lastung von osteuropäischen P�fferlingen 
ab 1997. Die Jahresmittelwerte beruhen 
auf insgesamt 197 Messungen. Für das 
Jahr 2003 liegen keine Messwerte vor, da 
es in diesem �Jahrhundertsommer� zu heiß 
und trocken war. Die Überschreitungen der 
Höchstwerte 1997 sind deutlich erkennbar. 
Auch fällt auf, dass der Jahresmittelwert 
für 2009 im Vergleich zu den Vorjahren an-
gestiegen ist und auch 2010 noch ein ver-
gleichsweise hohes Niveau erreicht. 

Es gibt Aussagen, dass zum Beispiel P�f-
ferlinge aus Weißrussland im gering belas-
teten Litauen abgepackt werden und dann 
als P�fferlinge aus Litauen auf den Markt 
kommen. Auch soll es üblich sein, dass beim 
Abpacken hoch und gering belastete Pilze 
zur sicheren Unterschreitung des Höchst-
wertes gemischt werden. Solche Umstände 
könnten erklären, weshalb die Belastung 
der osteuropäischen P�fferlinge mehr als 20 
Jahre nach Tschernobyl im Vergleich zu den 
Vorjahren tendenziell nicht weiter abgenom-
men hat, sondern sogar angestiegen ist.  

Text: Karin Wurzbacher

Fotos: Fotolia

Gra�k: UIM

Messungen des Umweltinstitut München von P��erlingen (Jahresmittelwerte)
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Grenzwerte erhöht, 
Glaubwürdigkeit gesenkt
Nach dem AKW-Unglück von Fukushima recherchierten Mitarbeiter des Umwelt-	
institut München, welche Grenzwerte für Radioaktivität bei Lebensmittelimporten aus 
Japan nach Deutschland angelegt werden. Das Ergebnis �el ernüchternd aus: Weder 
beim Zoll noch im zuständigen Bundesministerium konnte man Auskunft geben. 

Lebensmittel werden innerhalb der 
Europäischen Union seit Juni 1986 
stichprobenartig auf ihre radioak-

tive Belastung überprüft. Auch dann, wenn 
gerade keine atomare Notsituation besteht. 
EU-weit gilt seit Tschernobyl für den Cäsi-
um-Gehalt in Milch, Milchprodukten und 
Säuglingsnahrung ein Grenzwert von maxi-
mal 370 Bq/kg (Becquerel pro Kilogramm). 
Alle anderen Lebensmittel dürfen 600 Bq/kg 
nicht überschreiten, andernfalls müssen sie 
als radioaktiver Sondermüll entsorgt wer-
den. Nach dem Motto: die Guten ins Kröpf-
chen, die schlechten ins Atom-Fässchen. 

Als nach dem schweren Reaktorunfall im 
japanischen AKW Fukushima die akute Ge-
fahr bestand, dass verstrahlte Lebensmittel 
nach Europa importiert werden könnten, 
beschloss der Europarat eine alte Notfall-
verordnung aus der Zeit nach Tschernobyl 

aus der Schublade zu holen. Auf deren Basis 
erließ man am 25. März eine EU-Eil-Verord-
nung speziell für Lebensmittel aus Japan. 
Diese besagt, dass im Fall eines atomaren 
Notstands höhere Grenzwerte für die radio-
aktive Belastung von Lebensmitteln festge-
legt werden, um die Nahrungsversorgung zu 
gewährleisten. Das heißt: Was gestern noch 
als radioaktiver Sondermüll galt, könnte 
plötzlich auf unserem Teller landen.

Ein Schritt, der jeder Logik entbehrt. Denn 
bei einem Lebensmittelimportanteil aus 
Japan in die EU von rund 0,05 Prozent kann 
von einem Nahrungsmittelengpass keines-
wegs die Rede sein. Zudem legt die Not-
fallverordnung  lediglich die Einhaltung der 
Grenzwerte für Jod-131, Cäsium-134 und 
Cäsium-137 fest. Die aggressiveren Alpha- 
und Beta- Strahler Plutonium und Strontium  
werden darin nicht einmal erwähnt. 

Und abgesehen davon sollte die EU-Kom-
mission die Bürger im Zweifelsfall schützen, 
etwa durch einen Importstopp für Nah-
rungsmittel aus den verseuchten Gebieten. 
Stattdessen mutete man Europäern höhere 
Belastungswerte zu, als die Japaner sich 
selbst. So war plötzlich die groteske Situati-
on entstanden, dass Lebensmittel in Japan 
nicht in Verkehr gebracht, jedoch in die EU 
exportiert werden dürfen. In Brüssel nahm 
man folglich unnötigerweise eine mögliche 
Gesundheitsgefährdung der EU-Bürger in 
Kauf und hielt es nicht einmal für nötig sie 
darüber zu informieren. 

Umweltinstitut München und 
Foodwatch schlagen Alarm
Erst als das Umweltinstitut München ge-
meinsam mit den Verbraucherschützern von 
Foodwatch auf den Skandal aufmerksam 
machten, kam Bewegung in die Grenz-
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wertedebatte. Doch statt in Brüssel auf eine 
schnelle, umfassende Lösung zu drängen, 
besuchte Bundesverbraucherschutzministe-
rin Ilse Aigner lieber den Frankfurter Flug-
hafen, um sich dort medienwirksam von den 
korrekten Grenzkontrollen zu überzeugen. 

Anschließend ließ sie in einem of�ziellen 
Interview verlauten, man arbeite hier mit 
Netz und doppeltem Boden. Die Waren wür-
den zuerst in Japan und dann noch einmal 
bei der Einfuhr nach Deutschland kontrolliert. 
Doch wie leicht Zerti�kate für Lebensmittel 
gefälscht werden können, stellt das Umwel-
tinstitut München jedes Jahr zur Pilzsaison 
fest. Wenn nämlich vermeintlich unbelaste-
te Pilze aus Osteuropa auf deutschen Märk-
ten gefunden werden, deren Cäsium-Gehalt 
den Grenzwert deutlich überschreiten. 

Hangelei durch die Institutionen
Wir wollten es deshalb genauer wissen und 
fragten am 31. März beim Zoll nach, wie 
hoch die Grenzwerte nun tatsächlich sein 
dürften. Eine mühsame Hangelei durch die 
Institutionen nahm ihren Lauf, mit wenig er-
baulichem Ausgang.

Unser erster Anruf galt dem Informations- 
und Wissensmanagement des Zoll in Dres-
den. Die junge Dame am anderen Ende der 
Leitung schien hörbar überfordert: Sie  könne 
darüber keine Auskunft geben. Wenn Strah-
lung gemessen würde, werde das Bundes-
amt für Strahlenschutz (BfS) hinzugezogen. 
Auf die Frage, wie man die Strahlung messe 
und bei welchen Werten man das BfS zu 
Rate ziehe, reagierte die Dame gereizt, wir 
sollten uns an das Amt selbst wenden. 

Bei einem zweiten Versuch unter gleicher 
Servicenummer konnte uns auch diese Mit-
arbeiterin keine Grenzwerte nennen. Den 
Messvorgang beschrieb sie jedoch folgen-
dermaßen: Der Zöllner halte einen Geiger-
zähler an die Waren, wenn dieser ausschla-
ge rufe man die Feuerwehr. Denn nur diese 
und das zuständige Bundesministerium für 
Finanzen (BMF) wüssten über die Grenz-
werte Bescheid. 

Doch die zuständige Sprecherin beim BMF 
für Zoll etc. erwies sich als wenig hilfsbe-
reit. Sie unterbrach uns schon während der 
Fragestellung hö�ich aber bestimmt: 	

Wir müssten Verständnis haben, aber sie 
könne ausschließlich Pressenanfragen ak-
kreditierter Journalisten beantworten. Auch 
Organisationen Auskunft geben zu müssen, 
würde ihre Kapazitäten übersteigen. 

Zuständig für unsere Anfrage sei jedoch 
das Referat für Bürgerangelegenheiten 
im selben Haus. Dort konnte man jedoch 
auch nicht weiterhelfen und wollte uns 
kurzerhand zurück an den Zoll verweisen. 
Als wir erklärten, dass wir von dort kämen, 
wies man uns schroff darauf hin, dass auf 
der Internetseite www.zoll.de doch alle re-
levanten Informationen zu Japan ständen. 
Ein echter Geheimtipp, auf den wir natürlich 
auch schon gekommen waren. Doch von 
konkreten Grenzwertangaben war dort nicht 
die geringste Spur zu �nden.

Also versuchten wir es noch einmal beim 
BMF, diesmal über den Empfang und wur-
den an die Sachbearbeiterin für Verbote 
verwiesen. Diese ver�ng sich sogar in ihrer 
knappen Antwort in einen Widerspruch: 
Die Werte seien für den Zoll belanglos, 
jeder erhöhte Wert werde jedoch die Ve-
terinärbehörden oder den Umweltbehörden 
weitergeleitet. Für genauere Informationen 
sollten wir uns an den Referenten des BMF 
für Maßnahmen im Zusammenhang mit Ja-
pan wenden. Dieser wollte sich jedoch erst 
intern beraten, bevor er uns eine verbind-
liche Aussage zu den Grenzwerten machen 
könne. Auf den versprochen Rückruf warten 
wir bis heute.

Längst überfällige Harmonisie-
rung der Grenzwerte
Am 1. April  reagierte dann das Bundes-
ministerium für Verbraucherschutz: Es sei 
für die Verbraucher weder nachvollziehbar 
noch vermittelbar, dass es unterschiedliche 
EU-Verordnungen mit unterschiedlichen 
Grenzwerten gebe, ließ ein Sprecher von 
Ilse Aigner verlauten. Die EU müsse daher 
die Regelungen anpassen und dabei den 
�niedrigsten, also sichersten Grenzwert� 
anwenden. 

Am 8. April glich die EU die Grenzwerte 
aus der Notstandsverordnung schließlich an 
die niedrigeren japanischen an. Die Grenz-
werte für Jod-131 und Strontium-90 waren 
aber auch danach noch immer viel zu hoch.

Fazit der Grenzwert-Odyssee 
Weder sorgten die zuständigen Ministerien 
auf EU- und Bundesebene für eine verläss-
liche Information der Bürger, noch waren die 
Behörden für den Ernstfall gerüstet. Ein be-
denklicher Zustand, in Anbetracht der mas-
siven, weltweiten Nutzung von Atomkraft. 

Auch wenn der deutsche Atomausstieg in 
absehbarer Zeit realisiert wird, werden wir 
solange nicht verlässlich vor verstrahlten Le-
bensmittelimporten geschützt sein, solange 
es irgendwo auf der Welt Atomkraftwerke 
gibt. Denn Radioaktivität macht nun mal 
auch vor Ländergrenzen und Kontinenten 
nicht halt. Das Lügen und Vertuschen ist 
eine direkte Folge der völlig ungeklärten 
und letztendlich unmöglichen Haftung für 
die Schäden durch Radioaktivität.

Text: Katja Bachert

Fotos: Fotolia, Guido 

Bergmann /Bundesregierung
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25 Jahre Kampf 
gegen Atomenergie
Mit engagierten Bürgerinnen und Bürgern gründeten Münchner  Wissenschaftler nach 
der Katastrophe von Tschernobyl das Umweltinstitut München e.V. Als Antwort auf die 
irreführende Informationspolitik der Behörden sorgte das Institut für unabhängige Auf-

klärung zur radioaktiven Belastung von Lebensmitteln, Böden oder Spielsand. Heute 
zählt der Verein zu den wichtigsten Umweltschutzorganisationen Bayerns. 

Die Geschichte einer Münchner NRO (Nicht-Regierungsorganisation). 

Um 1.23 Uhr am 26. April 1986 
ereignete sich im ukrainischen 
Atomkraftwerk Tschernobyl die bis 

dato größte Katastrophe in der Geschichte 
der zivilen Nutzung der Atomenergie. Bei 
der Explosion des Block 4 und dem zwei Wo-
chen dauernden Reaktorbrand wurde eine 
enorme Menge an Radioaktivität freigesetzt 
und in die Atmosphäre geschleudert. Meh-
rere Kilometer rund um die nahegelegene 

Stadt Prypjat wurden stark verseucht und 
sind heute noch unbewohnbar. Tausende 
Menschen starben, Hunderttausende muss-
ten ihre Heimat für immer verlassen. In den 
folgenden Tagen verbreitete sich die radio-
aktive Wolke von der Ukraine aus über Weiß-
russland, große Teile Russlands, die Türkei, 
Polen, Skandinavien, Ost- und Mitteleuropa 
bis hin nach Grönland und Neufundland 
und schließlich auch nach Süddeutschland, 

Österreich und den gesamten Alpenraum. 
Erst am 28. April, knapp drei Tage nach der 
Explosion setzte eine Eilmeldung der Deut-
schen Presse-Agentur (dpa) unter Berufung 
auf die sowjetische Nachrichtenagentur 
TASS die internationale Berichterstattung 
in Gang. Erste Hinweise dazu kamen aus 
Schweden: Bei Routine-Messungen waren 
auf dem Gelände des schwedischen AKW 
Forsmark deutlich höhere Strahlenwerte als 
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innerhalb des Reaktors gemessen worden. 
Auch Messungen an der Arbeitsbekleidung 
der Mitarbeiter ergaben erhöhte radioaktive 
Werte. Da das AKW als Verursacher aus-
geschlossen werden konnte, richtete sich 
der Verdacht aufgrund der aktuellen Wind-
richtung auf ein Ereignis in der ehemaligen 
Sowjetunion. 

Dadurch geriet die Regierung unter Druck. 
Die erste Nachricht von der Katastrophe lau-
tete, im ukrainischen AKW Tschernobyl �sei 
ein Schaden aufgetreten�. Eine dramatische 
Untertreibung und eine Verhöhnung der Op-
fer des bis zu diesem Tag weltweit größten 
nuklearen Unfalls der Geschichte. 

Informationschaos und Panik
Das Nachrichtenchaos, das alsbald auch in 
Deutschland folgte, verstärkte die Verwir-
rung und ˜ngste der Menschen zusätzlich. 
Bürgerinnen und Bürger wurden einem Hin 
und Her zwischen Beschwichtigung und 
Panikmache ausgesetzt. Eine Gefahr für die 
Bundesbürger wurde von of�zieller Seite 
stets vehement verneint. So, als dürfe die bis 
dahin für unmöglich gehaltene Katastrophe 
unter keinen Umständen das Konzept der 
�sauberen Atomenergie� in Frage stellen. 

Aufgrund der Informationsverweigerung 
der Behörden begann der Vorläufer des 
Umweltinstitut München, das Energie- und 
Umweltbüro in Garching, umgehend die 
wichtigsten Lebensmittel auf ihren Radio-
aktivitätsgehalt hin zu untersuchen. Lokale 
Medien hielten ständig Kontakt. 

Doch vor allem häuften sich die Anfra-
gen kritischer und verunsicherter Bürger, so 
dass das Umweltbüro bald rund um die Uhr 
besetzt werden musste, um dem Ansturm 
gerecht werden zu können. Die Lebensmit-
teluntersuchungen wurden schließlich Tag 
und Nacht durchgeführt, zum Teil in einem 
Bremer Labor, teils in einem Münchner 
Hochschulinstitut. 

Obwohl alle Mitarbeiter ausschließlich zu 
den Auswirkungen des Tschernobyl-GAUs 
arbeiteten, war das Ingenieurbüro nach 
kurzer Zeit überlastet. Freunde, Bekannte 
und engagierte Freiwillige unterstützten die 
tägliche Arbeit, besorgten Lebensmittelpro-
ben, halfen beim Erstellen der Messlisten 
oder sprangen beim Telefondienst ein. Auch 
boten immer mehr Unterstützer �nanzielle 
Hilfe an, um die Mess- und Aufklärungs-

arbeit voranzutreiben. Aus diesem Kreis 
engagierter Bürger und Wissenschaftler 
entstand schließlich das Umweltinstitut 
München e.V., das als gemeinnütziger Ver-
ein für Erforschung und Verminderung der 
Umweltbelastung am 9. Juli 1986 of�ziell 
ins Vereinsregister beim Amtsgericht Mün-
chen eingetragen wurde. 

Unabhängige Messungen und 	
kritische Aufklärung 
Um der großen Nachfrage nach Informati-
onen zu diesem Thema gerecht zu werden, 
gab das Institut die Broschüre �Es liegt was 
in der Luft...� mit Messergebnissen und 
konkreten Handlungsempfehlungen heraus 
(siehe Kasten, Seite 18). In der Folge ent-
standen dann die �Umweltnachrichten�, als 
regelmäßiges unabhängiges Vereinsorgan 
für die Fördermitglieder. Neben kritischen 
Beiträgen zur Atompolitik und dem Umgang 
der Behörden mit der Belastungssituation 
bei uns, enthielt das Heft auch Ergebnisse 
der Radioaktivitätsmessungen von Lebens-
mittel- und Bodenproben.  

Mit den ersten Spendengeldern schaffte 
das Institut schon bald ein eigenes Gamma-
spektrometer an. Mit diesem können feste 
und �üssige Stoffe auf ihre Gammastrahlen-
aktivität untersucht und somit deren radio-
aktive Belastung durch Jod-131, sowie Cä-
sium-137 und -134 gemessen werden. Nach 
wie vor misst das Institut regelmäßig Pilze 
und Wild�eisch aus bayerischen und osteu-
ropäischen Wäldern, die bis heute teils im-
mer noch hoch radioaktiv belastet sind.

In den nächsten ein bis zwei Jahren kon-
zentrierte sich das Institut  auf die Folgen der 
Tschernobylkatastrophe und die Aufklärung 
zu den Risiken der Atomkraft. Mit der Zeit 
erweiterte sich der Themenzirkel zunächst  
um die Arbeitsbereiche Energieeinsparung, 
Elektrosmog, Innenraumschadstoffe wie 

Asbest und später auch um Gentechnik, 
Ökologischer Landbau und Agrosprit. Die 
Internetseite www.umweltinstitut.org bietet 
seit 1999 aktuelle Informationen und Hinter-
grundwissen zu diesen Themen, außerdem 
verschiedene Online-Protestaktionen und 
natürlich Aufrufe zu Anti-Atom- und Anti-
Gentechnik-Demos. 

In den letzten Jahren wurde die Seite von 
über einer Million Menschen jährlich be-
sucht. Und über 50.000  Umweltschutzinter-
essierte informieren sich zusätzlich mit dem 
regelmäßig erscheinenden Newsletter kos-
tenlos über aktuelle Themen und Aktionen 
des Umweltinstituts. 

Dieser hatte nach dem Reaktorunfall in Fu-
kushima verständlicherweise nur ein Thema: 
Die unkontrollierbare Atomkraft. 

Seit Ende der 1980er Jahre bietet das Um-
weltinstitut München e.V. nuklidspezi�sche 
gammaspektroskopische Messungen von 
künstlicher und natürlicher Radioaktivität 
zum Beispiel in Lebensmitteln, Holz oder 
Baustoffen an. Zudem überwacht das 
Institut mit einer Sonde zur Messung der 
Gammadosisleistung permanent die Ra-
dioaktivität der Münchner Außenluft. Auf 

Anfrage werden auch Radonmessungen in 
Innenräumen durchgeführt. 

NEU! Quantulus zur Plutonium- und Stronti-
um-Messung:
Durch die Anschaffung des Messgerätes 
�Quantulus� will das Umweltinstitut künftig 
auch Alphastrahler wie Plutonium und Stron-
tium messen. (Mehr Infos auf Seite 19)

Radioaktivitätsmessungen

Das Gammaspektrometer misst die Radioaktivi-
tät in Lebensmittel-, Staub- oder Bodenproben.
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25 Jahre Tschernobyl -	
ein trauriges DØjà-Vu
Ausgerechnet im 25. Jahr der Tschernobyl-
Katastrophe, folglich dem 25. Jubiläumsjahr 
der Vereinsgründung, wurde das Institut von 
der Vergangenheit eingeholt. Als am 11. 
März 2011 im japanischen Fukushima die 
Erde bebte, ein gewaltiger Tsunami ganze 
Landstriche verwüstete und im Atomkom-
plex Fukushima die Lage außer Kontrolle 
geriet, erlebten einige Mitarbeiter des Um-
weltinstituts ein trauriges DØjà-Vu. 

Auch wenn Japan knapp 7500 Kilome-
ter weiter von Deutschland entfernt ist als 
die Ukraine, war die Verunsicherung der 
Menschen deutlich zu spüren. Das Telefon 
klingelte wieder ununterbrochen, ganz zu 
schweigen von der Flut an Emails, die das 
Institut erreichte: Sind Schutzmaßnahmen 
nötig, wenn Verwandte oder Freunde aus 
Japan kommen? Ist die Einnahme von Jod-
Tabletten bei uns nach der Atom-Katastro-
phe in Japan nötig und sinnvoll? Und macht 
es Sinn, einen Geigerzähler zu kaufen? Fra-
gen wie diese trieben viele Menschen um. 

Zu den am häu�gsten gestellten wurde eine 
Online-Sonderseite eingerichtet, auf der 
besorgte Bürger unmittelbar Antwort �nden 
konnten. Auch die Presseanfragen ballten 
sich. Fast täglich besuchten Journalisten 
das Institut, um Einschätzungen der Exper-
ten zu den Auswirkungen der Katastrophe 
einzuholen. Oder, um die Messung von Luft-, 
Staub- und Regenwasserproben oder japa-
nischer Lebensmittel zu �lmen, die nun wie-
der mehrmals pro Tag durchgeführt wurden. 

Auch die Bundesregierung sprach plötz-
lich von einer nachhaltigen Zäsur für die 
Energiepolitik. Doch selbst wenn nun sogar 
die gestrigen Laufzeitverlängerer von CDU/
CSU und FDP auf einen schnellstmöglichen 
Atomausstieg drängen, bleibt für Christina 
Hacker, Vorstand des Umweltinstituts und 
von Anfang an mit dabei, mehr als ein fader 
Beigeschmack zurück: 

�Das Tragische ist, dass erst erneut ein 
so schweres Unglück mit allen gesundheit-
lichen und ökologischen Konsequenzen pas-
sieren musste, bevor das Risiko der Atom-
kraft endlich anerkannt wird�.

Endlich Lehren ziehen
Ob aus der Katastrophe von Fukushima tat-
sächlich jene langfristigen Lehren gezogen 
werden, die man nach Tschernobyl nur allzu 
schnell verdrängte, bleibt abzuwarten. 

Das Generalziel einer weltweiten Ener-
gieversorgung aus regenerativen Quellen 
ohne Atomkraft wird in jedem Fall noch eini-
ge Jahrzehnte in Anspruch nehmen. 

Für das Umweltinstitut München bedeu-
tet dies noch mindestens weitere 25 Jahre 
energischen Kampf wider die Atomkraft. 
Und der ist nur aufgrund der engagierten 
Förderer und Spender möglich. 

Ein großes Dankeschön an alle, die unsere 
unabhängige Arbeit unterstützen!

Link: www.umweltinstitut.org

Text: Katja Bachert, 

Christina Hacker

Fotos: Anne Rothermel, Antje Wagner

Obstuntersuchungen
�Wir hatten erwartet, bei den gerade erst wachsenden Früchten 
und Beeren nur eine geringfügige Verseuchung zu �nden. Denn 
eine Aufnahme über die Wurzeln schien uns zumindest bei mehr-
jährigen Sträuchern und Bäumen nicht wahrscheinlich. Wir können 
uns die bedrückend hohe Verseuchung der jungen Früchte nur aus 
dem inneren Stoffwechsel zwischen Früchten und den sie umge-
benden radioaktiven Blättern erklären. Deutlich ist die weit höhere 
Belastung von z.B. Johannisbeeren als von z.B. Erdbeeren. Der Ver-
zehr heimischer Beeren sollte � besonders bei Kleinkindern � ein-
geschränkt oder ganz vermieden werden.� (S.72)

Fleischuntersuchungen
�Sowohl beim Rind- wie beim Schweine�eisch ist die radioaktive 
Belastung  (abhängig von der Fütterungsart) sehr unterschiedlich  
und teilweise sehr hoch. Beim Einkauf besteht also keinerlei Si-
cherheit über die Fleischqualität. Die Verseuchung von Wild ist so 
hoch, dass vom Verzehr unbedingt abzuraten ist.� (S. 74)

Schuhe ausziehen oder Staubsaugen?
�Messungen von Schuhsohlen, insbesondere Leder, wiesen z.T. 
ähnlich hohe Aktivitäten auf, wie begangene Boden�ächen. Wer 
vor der Wohnungstür die Schuhe auszieht, verringert daher den 
Eintrag radioaktiver Partikel in die Wohnung. ... Es lohnt sich die 
Wohnung gründlich durchzusaugen. Beim Saugen sollte gelüftet 
werden. Nicht Saugen im Beisein von Kleinkindern. Wenn möglich, 
den Staubbeutel doppelt einlegen. Bei glatten Böden besser den 
Staub feucht wischen.� (S. 78)

Empfehlung für Spielplätze
�Kinder sind besonders gefährdet, weil sie beim Spielen im Sand, 
auf der Wiese, in Pfützen usw. stark mit dem radioaktiven Nie-
derschlag in Berührung kommen. Zwar ist die Strahlungsaufnah-
me über die Haut gering, doch besteht die Gefahr, dass die Kinder 
Blätter oder den Daumen in den Mund stecken. Da in Sandböden 
die Isotope mit dem Regen leicht eingespült werden, führen die 
Niederschläge zu einer Entlastung für die spielenden Kinder. Mes-
sungen von Sand zeigen auch deutlich geringere Aktivitäten an als 
Messungen von anderen Böden oder Bodenbelägen.� (S.78)

Es liegt was in der Luft...
Die erste Broschüre des Umweltinstitut München e.V. trug den Titel �Es liegt was? in der Luft, auf dem Boden, in der 
Milch, im Obst...� und erschien  im Mai 1986, nur knapp zwei Wochen nach der Tschernobylkatatstrophe. Neben aktuellen 
Messergebnissen enhielt sie ausführliche Informationen rund um das Thema Radioaktivität. Als besonders hilfreich emp-
fanden viele Menschen die konkreten Handlungsempfehlungen für den Verzehr von Lebensmitteln und den Umgang mit 
der Strahlung im Alltag:
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Kauf eines Quantulus

Mitten in die Vorbereitungen des 25-jährigen Jubiläums des Umwelt-
institut München e.V. platzte die Atomkatastrophe von Fukushima, 
die alle bisherigen Vorstellungen sprengte. Vier Reaktoren mit dem 
120-fachen radioaktiven Inventar von Tschernobyl gerieten außer 
Kontrolle. Die Ereignisse in Japan und die Reaktion unserer Regie-
rung haben gezeigt, dass offensichtlich hier wie dort dasselbe Chaos 
herrscht wie vor 25 Jahren nach der Katastrophe von Tschernobyl.

Unabhängig messen und rechtzeitig informieren
Wir haben kein Vertrauen in die Informationspolitik der Regierungen. 
Wenn bei uns oder in unseren Nachbarländern eine radioaktive Ver-
seuchung passiert, wollen wir nicht auf die Informationen der Be-
hörden angewiesen sein. Wie in Japan werden wir zwar vor Panik, 
aber eben nicht vor der Radioaktivität geschützt. Deshalb wollen wir 
unabhängig messen und die Menschen rechtzeitig informieren. 
Bisher können wir Lebensmittel und andere Proben mit unserem 
Gammaspektrometer nur auf Gammastrahler wie Cäsium und Jod 
untersuchen. Wir wollen deshalb das Angebot des befreundeten 
Otto-Hug-Strahleninstituts annehmen und einen Quantulus zum 
Nachweis von Plutonium und Strontium kaufen. 			 

Was ist ein Quantulus? 
Mit dem Quantulus können wir Alpha- und Betastrahler wie Plutoni-
um und Strontium messen. Diese Stoffe sind besonders gefährlich 
und langlebig. Plutonium-239 z.B. hat eine Halbwertzeit von 24.000 
Jahren und ist extrem giftig. Strontium hat wie Cäsium eine Halb-
wertzeit von 30 Jahren. Es ist so gefährlich, weil es sich in Knochen 
einlagert und jahrelang schaden kann.

Bisher wurde der Quantulus des Münchner Otto-Hug-Strahlenins-
tituts im Rahmen der Forschungsprojekte von Prof. Lengfelder be-
trieben. Nach seiner Emeritierung an der LMU konzentriert er seine 
Aktivitäten auf die von Tschernobyl betroffenen Gebiete in Weißrus-
sland. Das Gerät wird deshalb verkauft.

Der Erlös kommt zwei Projekten in Weißrussland zugute: Der lau-
fenden Versorgung des vom Otto-Hug-Strahleninstitut aufgebauten 
Schilddrüsenzentrums und einem regenerativen Energieprojekt in 
Gomel. Weitere Infos: www.umweltinstitut.org

Bitte unterstützen Sie unsere unabhängigen Messungen mit 
Ihren Spenden und Beiträgen! 	

Das Umweltinstitut München will seine Messungen ausbauen und 
mit dem Quantulus künftig auch Plutonium und Strontium messen

	 35.000 Euro werden für den Kauf des Quantulus benötigt. 

500 Förderer, die uns monatlich mit 10 Euro unterstützen, 

	 gewährleisten den laufenden Betrieb.

JA,
  ich will Förderer werden und unabhängige 		

	 Radioaktivitäts-Messungen unterstützen.

Ich unterstütze das Umweltinstitut München e.V. 
mit einem Beitrag in Höhe von:

Ã Ÿ 20 monatlich / Ÿ 240 jãhrlich
Ã Ÿ 10 monatlich / Ÿ 120 jãhrlich
Ã Ÿ   6 monatlich / Ÿ   72 jãhrlich, (Standard)
Ã Ÿ   3 monatlich / Ÿ   36 jãhrlich, (ermäßigt)
      (für StudentInnen, Azubis, Arbeitslose)

Ã Ÿ ........ monatlich / Ÿ ......... jãhrlich

Die Unterstûtzung kann ich jederzeit ãndern oder beenden.

Zahlungsweise

Ã monatlich per Bankeinzug

Ã jãhrlich per Bankeinzug

Ich bin einverstanden, dass mein Fõrderbeitrag bis auf Widerruf 
von meinem Konto abgebucht wird, damit die Verwaltungskosten 
gering bleiben.

Bitte ausfûllen, abtrennen, in einen 
Umschlag stecken und abschicken.

_______________________________________________
Vorname, Name

_______________________________________________
StraÞe, Haus-Nr.

_______________________________________________
PLZ, Ort

|__|__|__|__|__|__|__|__|
BLZ

|__|__|__|__|__|__|__|__|__|
Konto-Nr.

_______________________________________________
Kreditinstitut

_______________________________________________
Ort, Datum		  Unterschrift

Kontrolleist besser als Vertrauen

Spendenkonto: Bank fûr Sozialwirtschaft
BLZ: 700 205 00, Konto-Nr: 88 311 03
(Spenden und Beträge sind steuerlich absetzbar)
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Die schwersten Atomunfälle 
der Vergangenheit 
Die Geschichte der Atomenergie zeigt, dass sich gravierende Unfälle nicht verhindern 
lassen. In den letzten 50 Jahren mussten wir fünf Atomkatastrophen mit gewaltigen 
Gesundheits- und Umweltbeeinträchtigungen erleben. 

Windscale, Großbritannien
In Windscale in Nordwestengland entstanden Ende der 1940er 
Jahre die ersten britischen Atomanlagen, die  dem Atombomben-
bau dienten. In einem der Reaktoren brach am 10. Oktober 1957 
ein Feuer aus, das zu einem der schwerwiegendsten Atomunfälle 
vor der Katastrophe von Tschernobyl führte. Die Bevölkerung wurde 
erst einen Tag nachdem das Feuer gelöscht war informiert. Durch 
den Brand waren erhebliche Mengen an Radioaktivität freigesetzt 
worden und die Umgebung wurde stark verseucht. Milch von umlie-
genden Farmen wurde zwar in die Irische See �entsorgt�, kontami-
nierte Milch aus entfernteren Regionen aber weiterhin verkauft. Um 
die Bevölkerung nicht zu beunruhigen, verzichteten die Behörden auf 
die eigentlich notwendige Evakuierung, Auswirkungen und Ablauf 
des Unfalls wurden zur Verschlusssache.

Auf der INES-Skala der Internationalen Atomenergiebehörde wur-
de der Unfall mit Stufe 5 bewertet: �Ernster Unfall mit begrenzter 
Freisetzung und Einsatz einzelner Katastrophenschutzmaßnahmen�. 

Der Reaktor ging nicht wieder in Betrieb. Der Grad der Kontami-
nation ist vergleichbar mit der in der Sperrzone um Tschernobyl. Der 
skandalträchtige Atomkomplex �Windscale� kam in den Folgejahren 
immer wieder wegen ernster Störfälle in Verruf, weshalb er 1981 
kurzerhand in �Sella�eld� umbenannt wurde.

Majak, ehemalige Sowjetunion
Das �Chemiekombinat Majak�, die erste sowjetische Anlage zur Her-
stellung von Plutonium, entstand Mitte der 1940er Jahre und diente 
auch zum Bau von Atomwaffen. �Die geheime Stadt�, wie Majak 
auch heute noch genannt wird, ist einer der größten Atomkomplexe 
der Welt und liegt in den Bergen des Ural, nahe der Ortschaft Kysch-
tym an der Grenze zu Kasachstan. Of�ziell galt die Atomanlage als 
Werk zur Erzeugung von Düngemitteln. Von ehemals zehn Anlagen 
sind heute noch zwei Atomreaktoren, eine Wiederaufarbeitungsan-
lage und ein Lager für radioaktive Abfälle in Betrieb.

Zu Beginn wurden atomare Abfälle in den Fluss Tetscha geleitet. 
Nachdem sich in den kontaminierten Gebieten Krankheiten häuften, 
begann man die Menschen umzusiedeln, ohne sie über die tatsäch-
liche Ursache zu informieren. Danach leitete man die radioaktiven 
Abwässer in den nahen Karatschai-See, der heute als einer der am 
stärksten radioaktiv belasteten Orte der Erde gilt. Ab 1953 wurden 
die hochradioaktiven �üssigen Abfälle in Tanks gelagert. Wegen 
unzureichender Kühlung kam es am 29. September 1957 zu einer 

Explosion, ausgelöst durch den Funken eines Kontrollgeräts. Große 
Mengen Radioaktivität wurden bodennah freigesetzt, so dass der 
größte Teil davon auf dem Betriebsgelände verblieb. 

Weil es in Westeuropa keine messbaren Effekte gab, konnte der 
Unfall lange Jahre geheim gehalten werden. Die sowjetische Füh-
rung gestand den Unfall erst 1989 (nach Tschernobyl!) ein. 

Auf der INES-Skala wurde er mit Stufe 6 bewertet: �Schwerer 
Unfall mit erheblicher Freisetzung, voller Einsatz der Katastrophen-
schutzmaßnahmen�. 

Three Mile Island, USA
In der US-amerikanischen Atomanlage Three Mile Island in Harris-
burg, Pennsylvania, kam es am 28. März 1979 in Block 2 zu einem 
schweren Unfall. Der Druckwasserreaktor war gerade einmal drei 
Monate in Betrieb. Durch die Fehlfunktion eines Ventils kam es zum 
Ausfall des Kühlsystems. Die Schnellabschaltung wurde aktiviert, 
doch aufgrund der Nachzerfallswärme stiegen Temperatur und 
Druck. Weil es keine Anzeige im Kontrollraum gab, blieb die Stö-
rung unbemerkt. Die Brennelemente begannen trocken zu fallen und 
zu überhitzen. Die Hälfte des Inventars war schon geschmolzen, als 
man die Tragweite des Störfalls erkannte. Ein überkritischer Zustand 
konnte nur knapp verhindert werden, tagelang kämpfte die Mann-
schaft gegen eine drohende Wasserstoffexplosion. 

Am 29. März wurden schwangere Frauen und Vorschulkinder im 
Umkreis von knapp zehn Kilometern aufgefordert, die Gegend zu ver-
lassen. Block 2 wurde nicht wieder in Betrieb genommen.

Tschernobyl, ehemals Sowjetunion, heute Ukraine
Am 25. April 1986 wird in Block 4 des Atomkomplexes Tschernobyl 
ein Experiment gestartet: Es sollte bestätigt werden, dass das Kraft-
werk bei Ausfall der externen Stromversorgung genügend Strom 
produzieren kann, um die Notkühlung sicherzustellen. Eine Unterbre-
chung des Experiments aufgrund akuten Strombedarfs in Kiew und 
der dadurch bedingte Schichtwechsel der Betriebsmannschaft, die 
nur dürftig informiert war, führten schließlich in die Katastrophe. 

In der Nacht des 26. April explodierte der Reaktor mit einer sol-
chen Wucht, dass Radioaktivität in große Höhen geschleudert wur-
de. Der heftige Graphitbrand trug dazu bei, dass die Freisetzung über 
mehrere Tage andauerte. Die radioaktive Wolke umrundete mehr-
mals die Erde und hinterließ weit über nationale Grenzen hinaus ihre 
Verseuchung. Der Unfall wurde geheim gehalten, nicht einmal die 


